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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 RJ 55/04
Datum 03.05.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg
vom 27. Mai 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten, ob die Beklagte dem KlÃ¤ger eine Rente wegen
ErwerbsminÂ¬derung zu zahlen, hilfsweise ihm die in die gesetzliche
Rentenversicherung entrichteten BeitrÃ¤ge zu erstatten hat.

Der im Jahre 1947 geborene KlÃ¤ger ist nach seinen Angaben deutscher und
norwegischer StaatsangehÃ¶riger. In der Zeit zwischen April 1963 und September
1984 hat er Pflichtbeitragszeiten in der deutschen gesetzlichen
RentenverÂ¬sicherung im Umfang von mindestens 185 Kalendermonaten
zurÃ¼ckgelegt. Im OktoÂ¬ber 1984 zog der KlÃ¤ger nach Norwegen. Nach seinen
Angaben war er dort ein Jahr lang abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt, anschlieÃ�end betrieb er
3 Â½ Jahre lang selbstÃ¤ndig eine Autowerkstatt in O. 1989 zog der KlÃ¤ger nach
Spanien, wo er nach seinen Angaben zunÃ¤chst fÃ¼r Offshore-Unternehmen
arbeitete, dann selbstÃ¤ndig eine KraftÂ¬fahrzeugwerkstatt betrieb und zu keinem
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Zeitpunkt RentenversicherungsbeiÂ¬trÃ¤ge entÂ¬richtete. Seit Mai 2004 bezieht
der KlÃ¤ger von der Gemeinde L. Sozialhilfe.

Mit Schreiben vom 9. Juni 1998 wandte sich der KlÃ¤ger an die Beklagte und
beÂ¬antragte Auszahlung seiner Rente. Sein Gesundheitszustand lasse ihm keine
Wahl; er sei schwer krebskrank.

Die Beklagte stellte Ermittlungen an und lehnte mit Bescheid vom 28. Oktober 1998
die Bewilligung einer Rente wegen Erwerbsminderung ab. In der BegrÃ¼ndung des
Bescheides heiÃ�t es, der KlÃ¤ger habe den letzten Beitrag zur deutschen
RentenverÂ¬sicherung im September 1984 entrichtet. Er habe auch mitgeteilt, dass
er in NorÂ¬wegen und Spanien keine weiteren BeitrÃ¤ge zu den dortigen
Versicherungen geleisÂ¬tet habe. Somit seien die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rentenbewilligung nicht
erfÃ¼llt. Gegen diesen Bescheid, der mit RechtsmittelÂ¬belehrung versehen war,
unternahm der KlÃ¤ger zunÃ¤chst nichts.

Mit Bescheid vom 26. November 1998 traf die Beklagte Feststellungen zur
AnerkenÂ¬nung bestimmter Zeiten zwischen 1964 und 1982 als Beitrags- bzw.
AnrechnungsÂ¬zeiten.

Der KlÃ¤ger erhob Widerspruch und bat um Ã�berprÃ¼fung. Die Beklagte stellte
daraufÂ¬hin weitere Ermittlungen an. Mit Bescheid vom 15. September 1999 half
sie dem Widerspruch teilweise ab und stellte die TatbestÃ¤nde weiterer
versicherungsÂ¬rechtlicher Zeiten fest. Im Ã�brigen wies sie mit
Widerspruchsbescheid vom 23. Februar 2000 den Widerspruch des KlÃ¤gers gegen
den Bescheid vom 26. November 1998 wegen Erteilung eines
VersicherungsÂ¬verlaufes "teilweise" zurÃ¼ck. In der BeÂ¬grÃ¼ndung des
Widerspruchsbescheides fÃ¼hrte sie unter anderem aus, eine weitere Anrechnung
von VersicheÂ¬rungszeiten fÃ¼r den KlÃ¤ger sei nicht mÃ¶glich, da trotz
umfangreicher Ermittlungen keine Unterlagen oder Belege hÃ¤tten beigebracht
werden kÃ¶nnen. Auch mit den im BeÂ¬scheid vom 15. September 1999
zusÃ¤tzlich berÃ¼cksichtigten Beitragszeiten erfÃ¼lle der KlÃ¤ger weiterÂ¬hin
nicht die besonderen versicherungsrechtlichen VoraussetÂ¬zungen fÃ¼r die
GewÃ¤hÂ¬rung einer Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente. Auf den Bescheid
vom 28. OktoÂ¬ber 1998 werde verwiesen. Ebenso wenig kÃ¶nnten dem KlÃ¤ger
BeitrÃ¤ge erstattet werden. Die rechtlichen VorausÂ¬setzungen nach Â§ 210 Abs. 1
SGB VI seien nicht erfÃ¼llt. Als Deutscher habe der KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich die
Berechtigung zur freiwilligen Versicherung, und er habe das 65. Lebensjahr noch
nicht vollendet.

Der Widerspruchsbescheid ist dem KlÃ¤ger am 6. MÃ¤rz 2000 zugestellt worden.
Am 28. MÃ¤rz 2000 hat er vor dem Sozialgericht Hamburg Klage erhoben, mit der
er sein Begehren weiter verfolgt hat. Die Beklagte ist der Klage entgegen getreten.

Mit Gerichtsbescheid vom 27. Mai 2004 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen:
Die Klage sei dahingehend zu verstehen, dass der KlÃ¤ger mit ihr die Zahlung einer
Rente wegen Erwerbsminderung und, falls dieses Klageziel nicht erreicht werde, die
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ErÂ¬stattung der von ihm entrichteten RentenversicherungsbeitrÃ¤ge anstrebe.
Dies erÂ¬gebe sich daraus, dass der KlÃ¤ger unter Hinweis auf seine schwere
Erkrankung mehrfach die "Auszahlung" seiner Rente eingefordert habe. Soweit der
KlÃ¤ger mit der Klageschrift zugleich im Widerspruchsverfahren geÃ¤nderte
FeststellungsbeÂ¬scheide der Beklagten kritisiere, tue er dies anscheinend nur,
weil er davon ausgehe, hiermit den geltend gemachten Zahlungsanspruch zu
untermauern.

Anspruch auf Erwerbs- oder BerufsunfÃ¤higkeitsrente bestehe nicht, weil der
KlÃ¤ger zwar die allgemeine Wartezeit (Mindestversicherungszeit) von 5 Jahren
erfÃ¼llt, aber in den letzten 5 Jahren vor dem â�� unterstellten â�� Eintritt der
Erwerbs- oder BerufsÂ¬unfÃ¤higkeit nicht die erforderlichen Pflichtbeitragszeiten
von 3 Jahren oder zumindest Streckungszeiten in diesem Umfang zurÃ¼ckgelegt
habe. Zwar sei die Beklagte weder im Verwaltungs- noch im Widerspruchsverfahren
der Angabe des KlÃ¤gers nachgeÂ¬gangen, er habe in den 80er Jahren
Versicherungszeiten in Norwegen zurÃ¼ckgelegt. Jedoch habe der KlÃ¤ger seinen
eigenen Angaben zufolge jedenfalls danach keine RentenversicherungsbeitrÃ¤ge
mehr entrichtet. Versicherungszeiten ab 1989 habe er zu keinem Zeitpunkt geltend
gemacht. Damit bestÃ¼nde selbst unter der AnÂ¬nahme, dass der gesamte
Zeitraum seines Aufenthalts in Norwegen von 1984 bis 1988 mit
Versicherungszeiten belegt sein sollte, Anspruch auf Rente wegen Erwerbs- oder
BerufsunfÃ¤higkeit nur, wenn Erwerbs- oder BerufsunfÃ¤higkeit spÃ¤testens "im
Februar" (gemeint dÃ¼rfte sein: "im Jahr") 1991, also bereits mehr als 7 Jahre vor
der Rentenantragstellung eingeÂ¬treten sei. HierfÃ¼r gebe es keinerlei
Anhaltspunkte. Auch mit der Neuregelung der ErÂ¬werbsminderungsrente ab
Januar 2001 ergebe sich fÃ¼r den KlÃ¤ger keine gÃ¼nstigere Rechtslage, denn der
Gesetzgeber habe die bis dahin geltenden, hier nicht erfÃ¼llten besonderen
versicherungsrechtlichen VoraussetÂ¬zunÂ¬gen fÃ¼r eine Rente wegen
ErÂ¬werbsminderung nicht verÃ¤ndert (vgl. Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1
6. Buch Sozialgesetzbuch â�¹Gesetzliche Rentenversicherungâ�º â�� SGB VI â��
n.F.).

Die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Beitragserstattung seien ebenfalls
nicht erÂ¬fÃ¼llt. Soweit hier von Belang, wÃ¼rden BeitrÃ¤ge auf Antrag solchen
Versicherten erÂ¬stattet, die nicht versicherungspflichtig seien und nicht das Recht
zur freiwilligen VerÂ¬sicherung hÃ¤tten (Â§ 210 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI). Der KlÃ¤ger
habe aber als Deutscher mit gewÃ¶hnlichem Aufenthalt im Ausland das Recht zur
freiwilligen Versicherung gehabt (Â§ 7 Abs. 1 SGB VI). Darauf, ob er von diesem
Recht Gebrauch gemacht habe, komme es nicht an.

Der Gerichtsbescheid ist dem KlÃ¤ger am 3. Juni 2004 zugestellt worden. Am 22.
Juni 2004 hat er Berufung eingelegt, diese in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger beantragt nach dem gesamten Inhalt seines Vorbringens,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 27. Mai 2004 und den
Bescheid der Beklagten vom 28. Oktober 1998 aufzuheben, den Bescheid der
BeÂ¬klagten vom 15. September 1999 in der Gestalt des
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WiderspruchsÂ¬bescheides vom 23. Februar 2000 abzuÃ¤ndern und die
BeÂ¬klagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger Rente wegen ErwerbsmindeÂ¬rung zu
gewÃ¤hren,

hilfsweise,

dem KlÃ¤ger die in die deutsche gesetzliche Rentenversicherung entÂ¬richteten
BeitrÃ¤ge zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg
vom 27. Mai 2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Sachakten der Beklagten haben vorgelegen und sind Gegenstand der
mÃ¼ndÂ¬lichen Verhandlung gewesen. Auf ihren sowie auf den Inhalt der
Prozessakten wird wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts ergÃ¤nzend Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Berufungsgericht konnte verhandeln und entscheiden, obwohl der KlÃ¤ger im
Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht anwesend und auch nicht vertreten war
(Â§ 153 Abs. 1, Â§ 110 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â��). Auf diese
mÃ¶gliche Folge seines Ausbleibens ist er in der Terminsladung hingewiesen
worden.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, sie ist statthaft (Â§ 143 SGG) sowie form- und
fristgerecht eingelegt worden (Â§ 151 SGG). Die Berufung ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet; das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen.

Aufgrund des vom KlÃ¤ger im Berufungsverfahren formulierten Klagebegehrens
(vgl. Berufungsschrift vom 21. Juni 2004) und des gesamten Inhalts seines
Vorbringens ist mit dem Sozialgericht davon auszugehen, dass es ihm im
vorliegenden Verfahren nicht um abschlieÃ�ende KlÃ¤rung relevanter
VersiÂ¬cherungsÂ¬zeiten geht, sondern dass er diese Frage nur insoweit zur
EntÂ¬scheidung des Gerichts stellt, wie sie fÃ¼r das Begehren erheblich ist, eine
Rente wegen Erwerbsminderung zugesprochen zu erhalten bzw. BeitrÃ¤ge erstattet
zu beÂ¬kommen. Insbesondere der Bescheid vom 15. September 1999 ist daher
nur inÂ¬soweit angefochten, als er diesem Ziel entgegensteht, zumal eine weitere
KlÃ¤Â¬rung der Beitragszeiten, etwa im Fall der Beantragung von Altersrente, nicht
ausgeÂ¬schlossen ist. Das so verstandene Begehren des KlÃ¤gers ist nicht
begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat nÃ¤mlich gegenÃ¼ber der Beklagten weder einen
Rechtsanspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung noch kann
er die Erstattung entrichteter BeitrÃ¤ge zur deutschen gesetzlichen
Rentenversicherung verlangen. Insoweit nimmt der Senat zur weiteren
BegrÃ¼ndung auf die im TatsÃ¤chlichen und im Rechtlichen zutreffenden
AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts Bezug (Â§ 153 Abs. 2 SGG), zumal der KlÃ¤ger
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diesen im Berufungsverfahren in der Sache nichts entgegen gesetzt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Ein Grund, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG die Revision zuzulassen, ist nicht gegeben.

Erstellt am: 19.07.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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